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Beantwortung Fragenkatalog Gemeinde Stammham 

Hinweise: 

Aufgrund des nach wie vor frühen Projektstandes können viele der in diesem Fragenkatalog 

enthaltenen Themen noch nicht beantwortet werden. Insbesondere die einzelnen Maststandorte, 

die Masthöhen und der damit verbundene Leitungsverlauf sind noch nicht bestimmt, zumal noch 

kein Vorzugskorridor benannt worden ist. Stellungnahmen, Hinweise und Einwände können im 

Rahmen der öffentlichen Beteiligung der Raumverträglichkeitsprüfung bis zum 01.07.2026 

eingebracht werden. Diese sind vorzugsweise per Mail an RVPruefung_Leitung_Burghausen-

Simbach@reg-ob.bayern.de zu stellen.  

 

Abstände & Gutachten 

1. Laut TÜV-Süd-Gutachten (S. 23) wird ein Mindestabstand von 30 Metern zu Gebäuden 

gefordert, um das nächtliche Lärm-Irrelevanzkriterium einzuhalten. Wird dieser Abstand zu allen 

Wohn- und Mischgebäuden in Stammham strikt eingehalten? 

Da derzeit weder ein Vorzugskorridor noch ein konkreter Leitungsverlauf feststehen, kann hierzu 

noch keine abschließende Aussage getroffen werden. Grundsätzlich muss jedoch sichergestellt 

werden, dass die gesetzlichen Anforderungen des Immissionsschutzes eingehalten werden. Dies wird 

im weiteren Planungsprozess detailliert geprüft. Ein Leitungsverlauf, der die 

immissionsschutzrechtlichen Anforderungen nicht erfüllt, wäre nicht genehmigungsfähig. 

Die in Unterlage D.3 auf Seite 23 zitierten 30 Meter beschreiben den Abstand, ab dem ausgehend 

vom Korridorrand die sogenannte Lärm-Irrelevanzschwelle unterschritten wird (hier 39 dB(A), siehe 

Isophone auf Seite 22. Das Irrelevanzkriterium der TA Lärm besagt, dass ein einzelner 

Geräuschbeitrag als nicht erheblich gilt, wenn er den maßgeblichen Immissionsrichtwert um 

mindestens 6 dB(A) unterschreitet. So ergeben sich auch die o.g. 39 dB(A), da der maßgebliche 

Immissionsrichtwert von 45 dB(A) nachts angesetzt wurde. In diesem Fall wird davon ausgegangen, 

dass der Beitrag die Gesamtlärmsituation praktisch nicht beeinflusst und daher bei der weiteren 

Bewertung in der Regel unberücksichtigt bleiben kann. Hintergrund ist, dass eine Differenz von 6 

dB(A) energetisch bereits deutlich unterhalb des maßgeblichen Pegels liegt und subjektiv kaum ins 

Gewicht fällt. 

Dies bedeutet in der Konsequenz, dass später, wenn ein genauer Trassenverlauf vorliegt, für 

Wohngebäude (maßgebliche Immissionsorte), die innerhalb des Abstands der Irrelevanzschwelle 

liegen, die Vorbelastung ggf. mitbetrachtet werden muss. 

2. Wie wird verfahren, wenn die geplante Trassenachse bei einzelnen Gebäuden diesen 

Mindestabstand von 30 Metern unterschreitet? 

Ob und in welchem Umfang solche Situationen überhaupt auftreten können, lässt sich erst im 

Rahmen der späteren Trassierung nach Vorliegen einer konkreten Trasse beurteilen. Grundsätzlich 

sind die gesetzlichen Anforderungen des Immissionsschutzes einzuhalten. Im Rahmen der 

Raumverträglichkeitsprüfung wurden alle Betrachtungen in der Unterlage D ausgehend vom 

Korridorrand durchgeführt. 
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3. Das 30-Meter-Kriterium bezieht sich auf Gebäude. Welche Mindestabstände gelten für 

Grundstücksgrenzen sowie für die Nutzung von Gärten und Außenbereichen? 

Das im Gutachten betrachtete Kriterium bezieht sich auf schutzbedürftige Nutzungen und 

insbesondere auf Gebäude. Für Grundstücksgrenzen selbst bestehen keine allgemein gültigen 

Mindestabstände. Maßgeblich sind die jeweils einschlägigen gesetzlichen Anforderungen, 

insbesondere des Immissionsschutzrechts sowie der technischen Regelwerke. 

Grenz- und Richtwerte sind an den sogenannten maßgeblichen Immissionsorten einzuhalten. 

Hierunter zählen in der Regel nur Wohngebäude oder Einrichtungen, die typischerweise dem 

Wohnen dienen. Gärten und Außenbereiche gelten in der Regel nicht als maßgebliche 

Immissionsorte.  

4. Ist der vom TÜV Süd geforderte 30-Meter-Abstand eine verbindliche Ausschlussgrenze für die 

Trassenfindung oder sind Ausnahmeregelungen geplant? 

Die konkrete Beurteilung erfolgt im Rahmen der weiteren Planung und der 

immissionsschutzrechtlichen Prüfungen. Maßgeblich ist letztlich die Einhaltung der gesetzlichen 

Anforderungen und kein pauschaler Abstand. Aussagen zu möglichen Einzelfällen können erst nach 

den trassen- und mastscharfen Planungen im Rahmen der Genehmigungsphase (Planfeststellung) 

getroffen werden. 

 

Lärmschutz & Wetter 

5. Mit welchen konkreten Dauerschallpegeln [in dB(A)] müssen Anwohner in den angrenzenden 

Misch- und Dorfgebieten bei trockenem Wetter rechnen? 

Bei den angesprochenen Wetterbedingungen ist in der Regel mit keinen oder nur kaum 

wahrnehmbaren Geräuschen zu rechnen. Wie im TÜV-Süd-Gutachten (RVP-Unterlage D.3, Seite 10) 

geschildert, treten auch die hörbaren „Koronaentladungen bzw. -geräusche in relevantem und 

messbarem Umfang lediglich bei Niederschlag (Regen bzw. Schnee) bzw. entsprechend feuchter 

Witterung auf“. Grundsätzliche muss sichergestellt werden, dass im Betrieb die Grenzwerte der 

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) entsprechend des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes eingehalten werden. Für reine Wohngebiete gilt tagsüber im 

Außenbereich ein Richtwert von 50 Dezibel. Nachts sind 35 Dezibel erlaubt. Zum Vergleich: Die 

normale Gesprächslautstärke liegt zwischen 50 und 60 Dezibel, Flüstern bei 25 bis 30 Dezibel. Mit 

zunehmender Entfernung nimmt dieser Effekt rasch ab. Die Geräusche sind also nur in unmittelbarer 

Nähe von Freileitungen zu hören. TenneT unterschreitet die Grenzwerte in aller Regel deutlich. 

6. Warum werden wetterbedingte Leitungsgeräusche (z. B. bei Nebel/Feuchtigkeit) als „seltenes 

Ereignis“ eingestuft, obwohl diese Wetterlagen in der Inn-Salzach-Region regelmäßig auftreten? 

Siehe TÜV-Süd-Gutachten (RVP-Unterlage D.3, Seite 7): „Gemäß § 49 Abs. 20 EnWG gelten 

witterungsbedingte Anlagengeräusche von Höchstspannungsnetzen unabhängig von der Häufigkeit 

und Zeitdauer der sie verursachenden Wetter- und insbesondere Niederschlagsgeschehen bei der 

Beurteilung des Vorliegens schädlicher Umwelteinwirkungen im Sinne von § 3 Absatz 1 und § 22 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetz als seltene Ereignisse im Sinne der Sechsten Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 

Lärm).“ Aussagen zu den Gründen für diese Einordnung können von Seiten der Vorhabenträgerin 

nicht getroffen werden.  
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7. Welche aktiven Schallschutzmaßnahmen oder baulichen Schutzvorkehrungen sind für die im 

Gutachten namentlich genannten Gebäude vorgesehen? 

Der endgültige Trassenverlauf ist erst dann genehmigungsfähig, wenn alle relevanten 

immissionsschutzrechtlichen Grenzwerte (siehe Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) an der 

nächstliegenden Wohnbebauung eingehalten werden können. Ob in sehr seltenen Fällen zusätzlich 

zum Abstand weitere Schallschutzmaßnahmen notwendig sind, kann erst in einer späteren 

Projektphase als Teil der Trassierung bestimmt werden. 

8. Wie wird garantiert, dass tieffrequente Brummtöne nachts in den sensiblen Wohn- und 

Schlafräumen der Anwohner die gesetzlichen Grenzwerte nicht überschreiten? 

Die Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte für Schallimmissionen (gemäß der Technischen Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm) wird im Planfeststellungsverfahren von der zuständigen 

Genehmigungsbehörde geprüft. Ein Trassenverlauf, der dies nicht sicherstellt, ist nicht 

genehmigungsfähig. Dies gilt tagsüber und nachts. Sollten die jeweiligen Grenzwerte nach 

Inbetriebnahme überschritten werden, muss der Netzbetreiber Abhilfe schaffen. 

 

Eigentum & Nutzung 

9. Welche konkreten rechtlichen und baulichen Nutzungsbeschränkungen (z. B. Bauverbote, 

Bepflanzungsverbote) entstehen für Grundstücke im Einwirkungsbereich oder unter einer 

Überspannung? 

Grundsätzlich dürfen innerhalb des sogenannten Schutzstreifens (siehe Frage 58) keine Maßnahmen 

umgesetzt werden, die dem sicheren Betrieb der Höchstspannungsleitung entgegenstehen oder zu 

einer Gefährdung anderer relevanter Schutzgüter führen können. Nutzungsvorhaben, die über die im 

Planfeststellungsbeschluss vorgegebenen Möglichkeiten hinausgehen, müssen zudem mit dem 

Netzbetreiber abgestimmt werden. Die konkreten Beschränkungen können daher erst nach 

Festlegung des Leitungsverlaufs und der Schutzstreifenbreite bestimmt werden. Im Regelfall bleiben 

landwirtschaftliche Nutzungen sowie die übliche Nutzung von Grundstücken weiterhin möglich. 

10. Nach welchen Kriterien und in welcher Höhe bemisst sich der finanzielle Ausgleich für den 

Wertverlust betroffener Immobilien und Grundstücke? 

Grundsätzlich werden nur Eigentümer entschädigt, deren Flurstücke unmittelbar betroffen sind – 

beispielsweise auch dann, wenn Flächen von Leiterseilen überspannt werden. Ebenso wird für 

temporär während der Bauphase beanspruchte Flächen eine Entschädigung gezahlt (Pauschalen 

sowie ggf. Ausgleich für Ernteausfälle). Für mögliche Wertminderungen angrenzender, nicht 

unmittelbar betroffener Grundstücke werden hingegen keine Entschädigungen geleistet. Hierzu ist 

auch die geltende Rechtslage eindeutig: Es besteht kein allgemeiner Anspruch darauf, vor jeglicher 

Wertminderung des eigenen Grundstücks geschützt zu werden (vgl. Bundesverwaltungsgericht, 

Urteil vom 23.08.1996, Az. 4 C 13/94). Nach der geltenden Rechtsprechung besteht somit 

grundsätzlich kein Anspruch auf den unveränderten Fortbestand der bisherigen Lagequalität eines 

Grundstücks. Veränderungen des Umfelds können daher rechtlich zulässig sein, auch wenn sie 

subjektiv als nachteilig empfunden werden. 

11. In welchem Umfang und auf welchen Grundstücken im Bereich Stammham fordert der 

Netzbetreiber die Eintragung von Dienstbarkeiten im Grundbuch? 
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Aufgrund des aktuellen Planungsstands kann hierzu noch keine flächengenaue Aussage getroffen 

werden. Derzeit werden im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung zunächst Trassenkorridore 

untersucht. Welche Grundstücke später tatsächlich betroffen sein könnten, hängt von der 

anschließenden Trassierung ab. 

Erst wenn ein konkreter Leitungsverlauf erarbeitet wurde, kann bestimmt werden, auf welchen 

Flurstücken Dienstbarkeiten erforderlich werden. TenneT wird hierzu rechtzeitig vor Einleitung des 

Planfeststellungsverfahrens das persönliche Gespräch mit den betroffenen Eigentümerinnen und 

Eigentümern suchen. 

12. Wie wird das Sicherheitsrisiko für angrenzende Wohnbereiche und Gärten bei extremen 

Wetterereignissen (z. B. Sturm, Eislasten) bewertet? 

Die Sicherheit von Menschen und Sachgütern ist ein wesentlicher Bestandteil der Planung von 

Höchstspannungsfreileitungen. 

Bereits bei der Planung werden extreme Wetterereignisse wie Sturm, Eislasten oder 

außergewöhnliche Windverhältnisse berücksichtigt. Grundlage hierfür ist die Freileitungsnorm. Darin 

enthalten sind definierte Lastfälle, die bei der statischen und seilmechanischen Auslegung der 

Leitung zugrunde gelegt werden. Die daraus resultierenden Sicherheitsabstände und Schutzstreifen 

werden so bemessen, dass bei bestimmungsgemäßem Betrieb sowie unter Berücksichtigung der 

normativ anzusetzenden Wetterereignisse keine Gefährdung entsteht. 

 

Variantenvergleich & Landesplanung 

13. Warum wird das landesplanerische Bündelungsgebot hier nicht konsequent abseits der 

Wohnbebauung umgesetzt, anstatt so nah an den Ortsrand heranzurücken? 

Das Bündelungsgebot ist ein wichtiges Planungsprinzip und wird bei der Entwicklung der 

Trassenkorridore berücksichtigt. Es ist jedoch nur eines von mehreren Planungszielen, die 

miteinander abgewogen werden müssen. 

Im Untersuchungsraum der Energiewende-Leitung ChemDelta bestehen zahlreiche konkurrierende 

Anforderungen. Neben dem Schutz von Wohnbebauung sind unter anderem Belange des Natur- und 

Artenschutzes, der Land- und Forstwirtschaft, der Raumordnung, bestehender Infrastrukturen sowie 

technische Anforderungen an die Trassierung zu berücksichtigen. 

Zudem ist der Untersuchungsraum durch eine vergleichsweise dichte Siedlungsstruktur geprägt. Eine 

Trassenführung, die sämtliche Wohnbebauung weiträumig umgeht, ist daher oftmals nicht möglich, 

ohne an anderer Stelle neue Konflikte zu erzeugen. 

14. Welche harten planerischen oder ökologischen Gründe sprechen gegen die alternativen 

Trassenvarianten, die weit außerhalb der Wohnbebauung liegen? 

Aus der Fragestellung geht nicht hervor, welche konkreten Alternativvorschläge gemeint sind. Eine 

belastbare Bewertung ist daher nicht möglich. 

Grundsätzlich werden Trassenkorridore anhand einer Vielzahl von Kriterien entwickelt und bewertet. 

Dazu zählen insbesondere die Betroffenheit von Wohnbebauung, Natur- und Artenschutzbelange, 

Schutzgebiete, Waldflächen, Gewässer, landwirtschaftliche Nutzungen, technische Umsetzbarkeit, 

bestehende Infrastrukturen sowie raumordnerische Vorgaben. 
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Eine größere Entfernung zu Wohnbebauung führt dabei nicht automatisch zu einer insgesamt 

konfliktärmeren Lösung. Häufig entstehen dadurch an anderer Stelle zusätzliche Konflikte, 

beispielsweise mit Schutzgebieten, Waldflächen, Gewässern oder landwirtschaftlichen Nutzungen. 

Darüber hinaus können deutlich längere Trassenverläufe zusätzliche Eingriffe, höhere Kosten sowie 

eine größere Flächeninanspruchnahme verursachen. 

Ziel der Planung ist daher nicht die Optimierung eines einzelnen Belangs, sondern die Entwicklung 

einer insgesamt möglichst verträglichen Lösung unter Berücksichtigung aller relevanten Kriterien. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

ergänzend zum Termin am 28.05. bitten wir um schriftliche Beantwortung des nachfolgenden 

Fragenkatalogs der betroffenen Anwohner des Bereiches Hofschallern / Am Berg.  

Ergänzende Einordnung: 

Grundsätzlich weisen wir daraufhin, dass sich das Vorhaben „Energiewende-Leitung ChemDelta“ 

derzeit in der Raumverträglichkeitsprüfung durch die Regierung von Oberbayern befindet. 

Gegenstand dieser Prüfung sind verschiedene Planungsvarianten, die die Vorhabenträgerin für die 

künftigen Trassenkorridore und Umspannwerk-Standorträume eingebracht hat. Diese 

Trassenkorridore wurden anhand der im Erläuterungsbericht dargelegten Planungsgrundsätze und 

beschriebenen Methodik entwickelt (vgl. Kap. 4.4 in Unterlage A (Erläuterungsbericht), siehe Website 

der Regierung von Oberbayern). Die eingeleitete Raumverträglichkeitsprüfung soll im Vorfeld des 

späteren Zulassungsverfahrens beurteilen, ob und welche der Varianten den im 

Landesentwicklungsplan und in den Regionalplänen festgelegten Erfordernissen der Raumordnung 

entspricht. Als höhere Landesplanungsbehörde prüft die Regierung von Oberbayern unter 

überörtlichen Gesichtspunkten, wie sich das Vorhaben auf die zukünftige Raumentwicklung, 

insbesondere die Wirtschafts-, Siedlungs-, Infra- und Freiraumstruktur auswirkt. 

Die Beurteilung der einzelnen raumbedeutsamen Kriterien wird durch die Regierung von Oberbayern 

durchgeführt. Seitens der Vorhabenträgerin wurde und wird kein Vergleich der Planungsvarianten 

vorgenommen. Ergebnis des Verfahrens wird die sogenannte landesplanerische Beurteilung durch 

die Regierung von Oberbayern sein, mit der die eingereichten Korridore als raumverträglich, 

raumverträglich unter Maßgaben oder nicht raumverträglich eingestuft werden. Als Gutachten hat 

diese keine unmittelbare genehmigende oder ablehnende rechtliche Wirkung. Eine 

rechtsverbindliche Entscheidung ist einem späteren Planfeststellungsverfahren vorbehalten, das 

voraussichtlich 2028 beginnen wird. Die Vorhabenträgerin wird daher bis zur Bekanntgabe der 

landesplanerischen Beurteilung keine Variantenwahl treffen. Zum aktuellen Zeitpunkt sind alle am 

20. Mai 2026 veröffentlichten Varianten Gegenstand des Verfahrens und für TenneT realistische 

Optionen für einen späteren Leitungsverlauf. 

Im Folgenden können wir aufgrund des oben beschriebenen Planungsstands auf Ebene von 200 

Meter breiten Trassenkorridoren auf den Großteil der Fragen nicht antworten, da uns zu diesen 

detaillierten Fragen noch keine Informationen vorliegen. Diese Fragen können in den nächsten 

Planungsschritten, dem Planfeststellungsverfahren, bzw. teilweise in der Vorbereitung auf das 

Verfahren beantwortet werden. Erst im Planfeststellungsverfahren erfolgt die detaillierte und 

ortskonkrete Prüfung einer Trassenplanung unter Berücksichtigung technischer und 

umweltfachlicher Belange. Erst nach der Grobtrassierung lassen sich erste Aussagen zu Schneisen 

und Waldauswirkungen treffen, doch auch zu diesem Zeitpunkt können sich noch Änderungen 

ergeben. 

 

A – Variantenwahl / Weiterverfolgung Grün 

1. Nach welchen Kriterien wurde der grüne Korridor weiterverfolgt? 

Siehe auch einleitende Antwort oben. 

Der grüne Trassenkorridor wurde unter Berücksichtigung einer Vielzahl von raumordnerischen, 

umweltfachlichen, technischen und siedlungsstrukturellen Belangen entwickelt. Hierzu zählen unter 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/oeffentlichkeit/landesentwicklung_verkehr/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/oeffentlichkeit/landesentwicklung_verkehr/index.html
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anderem Aspekte des Wohnumfeldschutzes, Natur- und Artenschutzes, der Land- und 

Forstwirtschaft, der technischen Umsetzbarkeit sowie der Bündelung mit bestehender Infrastruktur. 

Da die Raumverträglichkeitsprüfung derzeit noch läuft, erfolgt aktuell keine abschließende 

Bewertung oder Priorisierung einzelner Korridore. 

2. Welche Gewichtung hatten: 

• Wohnschutz, 

• Artenschutz, 

• Wald, 

• Landschaft, 

• Technik, 

• Wirtschaftlichkeit? 

Die Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter wurden durch die Vorhabenträgerin untersucht und 

in den Unterlagen zur Raumverträglichkeitsprüfung dargestellt. 

Eine Gewichtung einzelner Belange erfolgt dabei nicht. Die abschließende Bewertung und 

Gesamtabwägung der unterschiedlichen Belange obliegt der Regierung von Oberbayern als 

zuständiger Raumordnungsbehörde im Rahmen der laufenden Raumverträglichkeitsprüfung. 

3. Warum wurde Grün trotz unmittelbarer Wohnnähe im Bereich Hofschallern weitergeführt? 

Im Untersuchungsgebiet des Vorhabens befinden sich zahlreiche Ortschaften, Einzelanwesen und 

Hofstellen. Eine Trassenführung ohne Annäherungen an bestehende Wohnnutzungen ist daher kaum 

möglich. 

Bei der Entwicklung der Trassenkorridore wurde versucht, Siedlungsbereiche so weit wie möglich zu 

meiden und gleichzeitig weitere relevante Belange zu berücksichtigen. Hierzu zählen insbesondere 

Umwelt- und Naturschutzbelange, technische Anforderungen, bestehende Infrastruktur sowie die 

grundsätzliche Umsetzbarkeit einer Trassenführung. 

Die Auswirkungen auf Bevölkerung und Siedlung werden für jeden Trassenkorridor in den 

Raumverträglichkeitsunterlagen zum Schutzgut Bevölkerung und Siedlung untersucht. 

4. Ist Grün Vorzugsvariante oder nur eine Variante? 

Der grüne Korridor ist eine von mehreren Trassenkorridorvarianten, die im Rahmen der 

Raumverträglichkeitsprüfung untersucht werden. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wurde kein Vorzugskorridor festgelegt. Alle eingereichten Korridore 

werden durch die Regierung von Oberbayern auf ihre Raumverträglichkeit überprüft. 

5. Welche Varianten wurden verworfen? 

Bereits im Vorfeld der Raumverträglichkeitsprüfung wurden zahlreiche mögliche Trassenführungen 

untersucht. 

Diejenigen Varianten, die nach fachlicher Prüfung nicht als ernsthaft in Betracht kommende 

Alternativen bewertet wurden, sind im Erläuterungsbericht (Unterlage A, Kapitel 4.4.3) beschrieben. 

6. Warum wurden diese verworfen? 
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Siehe Antwort zuvor. 

7. Welche Alternativen weisen größere Wohnabstände auf? 

Die Auswirkungen auf Bevölkerung und Siedlung wurden – auf hoher „Flugebene“ – für jeden 

Trassenkorridor separat untersucht und in den Raumverträglichkeitsunterlagen dokumentiert. 

Die entsprechenden Bewertungen finden sich in den RVP-Unterlagen zum Schutzgut Bevölkerung 

und Siedlung. Eine abschließende Bewertung der Korridore erfolgt jedoch erst durch die Regierung 

von Oberbayern im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung. 

8. Welche Alternativen vermeiden Hofschallern? 

Die unterschiedlichen Trassenkorridore und deren Verlauf können den veröffentlichten 

Kartenunterlagen entnommen werden. 

Eine Bewertung einzelner Korridore gegenüber anderen ist nicht Gegenstand der laufenden 

Raumverträglichkeitsprüfung durch die Regierung von Oberbayern. Jeder Korridor wird für sich auf 

Raumverträglichkeit geprüft und unabhängig von den anderen Korridorvarianten bewertet. 

9. Welche Alternativen vermeiden Waldkonflikte? 

Eine Gewichtung der unterschiedlichen Trassenkorridore ist nicht Bestandteil der RVP. Eine 

Untersuchung der Waldkonflikte erfolgt je Trassenkorridor im Kapitel Land- und Forstwirtschaft. 

10. Welche Alternativen schneiden naturschutzfachlich günstiger ab? 

Eine Gewichtung der unterschiedlichen Trassenkorridore ist nicht Teil der RVP. Die 

naturschutzfachlichen Untersuchungen erfolgen je Trassenkorridor im Kapitel Tiere, Pflanzen, 

biologische Vielfalt inklusive Schutzgebiete. 

11. Welche Alternativen wurden hinsichtlich Landschaft bewertet? 

Eine Gewichtung der unterschiedlichen Trassenkorridore ist nicht Teil der RVP. Die Untersuchungen 

zum Schutzgut Landschaft erfolgen je Trassenkorridor im Kapitel Landschaft. 

12. Kann Grün im Verfahren noch verschoben werden? 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung können Bürgerinnen und Bürger, Kommunen sowie Träger 

öffentlicher Belange Hinweise, Anregungen und alternative Vorschläge bei der Regierung von 

Oberbayern einreichen. 

Die zuständige Behörde prüft sämtliche eingegangenen Stellungnahmen und berücksichtigt diese bei 

ihrer Bewertung. Ob hieraus Änderungen, Ergänzungen oder weitere Prüfungen resultieren, 

entscheidet die Regierung von Oberbayern. Stellungnahmen können bis zum 01.07.2026 an die 

Regierung von Oberbayern gerichtet werden. 

13. Gibt es interne Vorzugslagen innerhalb Grün? 

Nein. Gegenstand der laufenden Raumverträglichkeitsprüfung sind die eingereichten 

Trassenkorridore. 

Konkrete Leitungsverläufe, Maststandorte oder Vorzugslagen innerhalb eines Korridors sind nicht 

Bestandteil der Raumverträglichkeitsprüfung und werden erst in späteren Planungsphasen 

untersucht. 
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14. Gibt es Ausschlussbereiche? 

Bei der Planung von Höchstspannungsleitungen sind zahlreiche rechtliche, technische und 

umweltfachliche Vorgaben zu berücksichtigen. 

Zu den wesentlichen Ausschluss- bzw. Restriktionsbereichen zählen nach der 26. Bundes-

Immissionsschutzverordnung die Überspannung von Wohngebäuden sowie Lagen, in welchen die 

gesetzlichen Grenzwerte zu elektromagnetischen Feldern (EMF) nicht eingehalten werden können. 

Außerdem sind die Richtwerte der TA Lärm einzuhalten. 

15. Welche Möglichkeiten bestehen zur Verschiebung innerhalb des Korridors? 

Die im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung untersuchten Trassenkorridore weisen in der Regel 

eine Breite von etwa 200 Metern auf. 

Innerhalb eines später ausgewählten Korridors bestehen grundsätzlich Spielräume für die konkrete 

Leitungsführung. Diese werden jedoch durch zahlreiche Rahmenbedingungen begrenzt. Hierzu 

zählen beispielsweise technische Anforderungen, bestehende Infrastruktur, Topografie, 

Umweltbelange sowie die Einhaltung gesetzlicher Grenzwerte und Sicherheitsabstände. 

 

B – Wohnschutz / Hofschallern / Am Berg 

16. Warum wird Am Berg 3 als Immissionsort geführt? 

Die Immissionsorte aus der Immissionsrechtlichen Ersteinschätzung (siehe RVP-Unterlagenteil D) 

wurden auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung zum Nachweis der Einhaltung einschlägiger 

Grenzwerte eines möglichen Trassenverlaufs im betreffenden Trassenkorridor herangezogen. Dies 

lässt jedoch keine Rückschlüsse auf einen zukünftigen Verlauf der Trasse zu. Im anschließenden 

Planfeststellungsverfahren erfolgt die konkrete, trassenbezogene Berechnung der Immissionswerte. 

17. Welche Wohngebäude wurden berücksichtigt? 

Grundlage der Untersuchungen sind die verfügbaren amtlichen Geobasisdaten, insbesondere die 

Daten des Amtlichen Liegenschaftskataster-Informationssystems (ALKIS). 

18. Welche Wohnschutzkriterien wurden angewandt? 

Siehe nachfolgende Antwort. 

19. Welche Abstände zur Wohnbebauung liegen zugrunde? 

Die tatsächlich einzuhaltenden Mindestabstände ergeben sich nicht aus festen Meterwerten, 

sondern aus den jeweils einzuhaltenden gesetzlichen Grenzwerten, insbesondere des 

Immissionsschutzrechts. 

Die konkreten Abstände können deshalb erst im Rahmen der späteren Trassierung und des 

Planfeststellungsverfahrens ermittelt werden. 

Zusätzlich sieht das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Grundsätze des 

Wohnumfeldschutzes vor. Diese betragen grundsätzlich 200 Meter zu Wohnbebauung im 

Außenbereich sowie 400 Meter zu geschlossenen Siedlungsbereichen. Dabei handelt es sich jedoch 

um raumordnerische Grundsätze und nicht um verbindliche Mindestabstände. 
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Aufgrund der dichten Siedlungsstruktur im Untersuchungsgebiet können diese Richtwerte in vielen 

Bereichen nicht eingehalten werden. 

Weitere Informationen finden sich in Kapitel 7.1.1 des Erläuterungsberichts (Unterlage A). 

20. Welche Gebäude gelten als schutzwürdig? 

Grundsätzlich werden sämtliche Wohnnutzungen bei den Untersuchungen berücksichtigt. 

Im Immissionsschutzrecht bestehen unterschiedliche Schutzansprüche, beispielsweise zwischen 

Wohngebieten, Gewerbegebieten oder Industriegebieten. Die konkrete immissionsschutzrechtliche 

Einstufung erfolgt im weiteren Verfahren auf Grundlage der späteren Trassierung. 

21. Wurde die Nutzung als Wohnhaus mit zwei Wohneinheiten berücksichtigt? 

Wohngebäude werden grundsätzlich als schutzwürdige Nutzungen berücksichtigt. 

22. Liegt Am Berg 3 im Einwirkbereich? 

Die Immissionsorte aus der Immissionsrechtlichen Ersteinschätzung (siehe RVP-Unterlagenteil D) 

wurden auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung zum Nachweis der Einhaltung einschlägiger 

Grenzwerte eines möglichen Trassenverlaufs im betreffenden Trassenkorridor herangezogen. Dies 

lässt jedoch keine Rückschlüsse auf einen zukünftigen Verlauf der Trasse zu. Im anschließenden 

Planfeststellungsverfahren erfolgt dann die trassenbezogene Berechnung der Immissionswerte. 

23. Welche Distanz Haus – Korridor wurde angesetzt? 

Die Raumverträglichkeitsprüfung arbeitet mit Trassenkorridoren und nicht mit konkreten 

Leitungsverläufen. 

Für die Bewertung des Wohnumfeldschutzes wurden unter anderem die im 

Landesentwicklungsprogramm Bayern genannten Orientierungswerte von 200 Metern zu 

Wohnbebauung im Außenbereich sowie 400 Metern zu geschlossenen Siedlungsbereichen 

betrachtet. 

Die entsprechenden Abstandsklassen und Bewertungsmaßstäbe sind in Kapitel 7.1.1 des 

Erläuterungsberichts (Unterlage A) beschrieben. 

24. Welche Distanz Haus – gedachte Trassenachse? 

Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung existiert noch keine konkrete Trassenachse. 

Gegenstand des Verfahrens sind derzeit ausschließlich etwa 200 Meter breite Trassenkorridore. Die 

konkrete Lage einer späteren Leitung wird erst in den nachfolgenden Planungsphasen untersucht. 

25. Welche Möglichkeiten bestehen zur Vergrößerung des Abstandes? 

TenneT ist grundsätzlich bestrebt, bei der Planung neuer Leitungen möglichst große Abstände zur 

vorhandenen Wohnbebauung einzuhalten. 

Welche Spielräume hierfür innerhalb eines Korridors bestehen, kann jedoch erst im Zuge der 

späteren Trassierung beurteilt werden. Dabei müssen stets zahlreiche weitere Belange berücksichtigt 

werden, beispielsweise technische Anforderungen, Umweltbelange, Eigentumsverhältnisse und die 

Einhaltung gesetzlicher Vorgaben. 
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26. Wie wird Wohnqualität berücksichtigt? 

Die Belange von Bevölkerung und Siedlung stellen ein zentrales Prüfkriterium der 

Raumverträglichkeitsprüfung dar. Hierzu gehören insbesondere Aspekte des Wohnumfeldschutzes, 

siedlungsstrukturelle Belange sowie die grundsätzliche Einhaltbarkeit immissionsschutzrechtlicher 

Anforderungen. 

Die entsprechenden Untersuchungen sind in Kapitel 7.1.1 des Erläuterungsberichts (Unterlage A) 

dargestellt. 

27. Wurde Ortsentwicklung berücksichtigt? 

Im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung wurden bekannte Planungen der Kommunen 

berücksichtigt. Hierzu zählen insbesondere bestehende und geplante Wohnbau-, Mischbau- und 

Gewerbeflächen. 

Die berücksichtigten Bauleitplanungen sind unter anderem in Karte F.2 dargestellt. 

28. Wurde die unmittelbare Wohnnähe gesondert bewertet? 

Siehe Antwort zuvor und Kapitel 7.1.1 Unterlage A 

29. Welche Auswirkungen auf Aufenthaltsbereiche wurden betrachtet? 

Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung erfolgt eine übergeordnete Betrachtung des Schutzguts 

Bevölkerung und Siedlung sowie des Wohnumfeldschutzes, siehe Kapitel 7.1.1 Unterlage A. 

30. Wurde Wertbeeinträchtigung betrachtet? 

Die Raumverträglichkeitsprüfung untersucht die Auswirkungen eines Vorhabens auf die relevanten 

raumordnerischen und umweltfachlichen Belange. Eine flurstücks- oder objektscharfe Betrachtung 

möglicher Wertveränderungen einzelner Grundstücke erfolgt nicht. 

Unabhängig davon besteht nach der geltenden Rechtsprechung grundsätzlich kein Anspruch darauf, 

vor jeder Veränderung der Lagegunst oder einer möglichen Wertminderung eines Grundstücks 

geschützt zu werden. Grundstückseigentümer können regelmäßig nicht auf einen unveränderten 

Fortbestand ihres Wohnumfelds vertrauen (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 23.08.1996, 

Az. 4 C 13/94). 

Eine Entschädigung erfolgt grundsätzlich dort, wo Grundstücke unmittelbar durch das Vorhaben in 

Anspruch genommen werden, beispielsweise durch Maststandorte, Schutzstreifen oder 

Überspannungen. 

 

C – Wald / Hang / Landschaft 

31. Ist im Bereich Hofschallern eine Waldquerung vorgesehen? 

In der aktuellen Projektphase kann noch keine konkrete Aussage zu einer möglichen Leitungsführung 

im Waldstück bei Hofschallern getroffen werden. Grundsätzlich plant TenneT Germany zunächst eine 

Waldschneise, um die deutlich höheren Masten einer Waldüberspannung und die damit 

einhergehenden Konsequenzen zu verhindern. Im Einzelfall kann und muss ggf. eine Überspannung 

vorgesehen werden. 
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32. Welche Waldflächen wären betroffen? 

Eine konkrete Aussage zu möglicherweise betroffenen Waldflächen, insbesondere zu Art und Umfang 

der Betroffenheit, kann zum aktuellen Projektzeitpunkt nicht getroffen werden, da diese abhängig 

vom späteren Leitungsverlauf ist. 

33. Sind Rodungen erforderlich? 

Rodungen lassen sich im Falle einer Waldschneise nicht vermeiden. Auch bei einer 

Waldüberspannung sind in der Regel Teilrodungen für die Masten, dauerhafte Arbeitsflächen und 

Zuwegungen notwendig, es sei denn, das infrage kommende Waldstück kann mit einem einzigen 

Spannfeld vollständig überquert werden. Dafür müssen die Masten eine entsprechende Höhe haben. 

Ob und in welchem Umfang Rodungen letztlich notwendig sind, kann erst nach der Feintrassierung 

bestimmt werden. 

34. Welche Schneisen wären notwendig? 

 Siehe Frage 32 und 33. 

35. Welche Breite hätten Freihaltebereiche? 

Die Breite des sogenannten Schutzstreifens ergibt sich aus den Anforderungen für den sicheren 

Betrieb einer Höchstspannungsleitung. In der Regel sind das bei einer Standardmasthöhe von 50 bis 

60 Metern und einem Abstand von 300 bis 450 Metern zwischen zwei Masten in etwa 25 bis 30 

Meter beidseitig der Trassenachse. Insbesondere bei Waldschneisen, höheren Masten oder aufgrund 

der Topologie kann der Schutzstreifen aber auch breiter sein, um beispielweise eine Gefährdung der 

Leiterseile durch umstürzende Bäume zu verhindern. Der endgültige Schutzstreifen kann erst nach 

der konkreten Trassierung bestimmt werden. 

36. Ist Waldüberspannung ohne Schneise möglich? 

Grundsätzlich plant TenneT Germany zunächst eine Waldschneise, um die deutlich höheren Masten 

einer Waldüberspannung und die damit einhergehenden Konsequenzen zu vermeiden. Bei einer 

Waldüberspannung kann auf eine Schneise verzichtet werden, da höhere Masten zum Einsatz 

kommen. Allerdings sind auch hierfür Rodungen nötig, um die erforderlichen Flächen für die Masten 

sowie die dauerhaft und/oder temporär benötigten Arbeitsflächen und Zuwegungen zu schaffen.  

37. Welche Gehölzeingriffe wären erforderlich? 

Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung können Art und Umfang möglicher Gehölzeingriffe noch 

nicht konkret bestimmt werden, da der spätere Leitungsverlauf innerhalb eines Trassenkorridors 

noch nicht feststeht. Eine flächenscharfe Betrachtung der Eingriffe ist zum aktuellen 

Verfahrenszeitpunkt noch nicht geschehen. 

38. Welche Waldlebensräume wären betroffen? 

Im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung wurden die vorhandenen Waldflächen und ihre 

naturschutzfachliche Bedeutung untersucht (siehe insbesondere Unterlagenteil C sowie die 

Schutzgutbewertungen in den Fachunterlagen). Eine konkrete Aussage zu möglicherweise 

betroffenen Waldlebensräumen kann jedoch erst nach Festlegung des Leitungsverlaufs getroffen 

werden. 

39. Welche Auswirkungen ergeben sich auf den Hangbereich? 
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Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung werden topografische Gegebenheiten grundsätzlich 

berücksichtigt. Die konkreten Auswirkungen auf einzelne Hangbereiche hängen jedoch maßgeblich 

vom späteren Leitungsverlauf, den Maststandorten sowie den erforderlichen Zuwegungen ab und 

können daher derzeit noch nicht beurteilt werden. Eine flächenscharfe Betrachtung der Eingriffe ist 

zum aktuellen Verfahrenszeitpunkt noch nicht geschehen. 

40. Welche Auswirkungen ergeben sich auf das Ortsbild? 

Die Auswirkungen auf Orts- und Siedlungsbilder werden im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung 

grundsätzlich betrachtet. Da jedoch noch keine konkrete Trasse festgelegt wurde, können die 

Auswirkungen auf einzelne Ortslagen derzeit nicht belastbar bewertet werden. Eine detaillierte 

Betrachtung erfolgt erst auf Grundlage eines konkreten Leitungsverlaufs. 

41. Welche Auswirkungen ergeben sich auf das Landschaftsbild? 

Das Schutzgut Landschaft wurde im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung untersucht (siehe 

Schutzgut Landschaft in den Fachunterlagen). Die konkrete Ausprägung möglicher Auswirkungen auf 

das Landschaftsbild hängt jedoch maßgeblich vom späteren Leitungsverlauf, den Maststandorten 

und den Masttypen ab und kann daher erst in den nachfolgenden Planungsphasen bewertet werden. 

42. Welche Sichtachsen wurden untersucht? 

Im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung erfolgt eine großräumige Betrachtung des 

Landschaftsbildes und landschaftsprägender Strukturen. Eine Untersuchung konkreter Sichtachsen 

einzelner Anwesen oder Ortslagen ist auf dieser Planungsebene noch nicht Gegenstand der 

Untersuchungen. 

43. Welche Sichtwirkung wurde bewertet? 

Siehe Antwort zuvor. 

44. Gibt es Visualisierungen? 

Nein. Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung liegen keine Visualisierungen vor, da noch keine 

konkrete Trasse und keine Maststandorte festgelegt wurden. 

45. Gibt es Fotomontagen? 

Nein. Fotomontagen setzen einen konkreten Leitungsverlauf sowie konkrete Maststandorte voraus. 

Diese liegen zum gegenwärtigen Planungsstand noch nicht vor. 

46. Welche Wiederaufforstung wäre vorgesehen? 

Sollten im weiteren Verfahren Waldeingriffe erforderlich werden, sind diese entsprechend den 

gesetzlichen Vorgaben auszugleichen. Art und Umfang möglicher Wiederaufforstungen hängen 

insbesondere vom Schutzstatus der betroffenen Waldflächen ab. Konkrete Aussagen hierzu sind erst 

nach Festlegung des Leitungsverlaufs möglich. 

47. Welche Waldwege wären betroffen? 

Derzeit können keine Aussagen zu einzelnen Waldwegen getroffen werden. Eine konkrete 

Betroffenheit ergibt sich erst aus dem späteren Leitungsverlauf sowie den erforderlichen 

Zuwegungen für Bau und Betrieb der Leitung. 
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48. Welche langfristigen Eingriffe verbleiben? 

Grundsätzlich können bei Freileitungsprojekten dauerhafte Eingriffe insbesondere durch 

Maststandorte, Schutzstreifen sowie gegebenenfalls erforderliche Waldschneisen entstehen. Art und 

Umfang möglicher dauerhafter Auswirkungen können jedoch erst nach Festlegung des konkreten 

Leitungsverlaufs bestimmt werden. Die Bewertung und Kompensation solcher Eingriffe erfolgt im 

Rahmen des Planfeststellungsverfahrens. Eine flächenscharfe Betrachtung der Eingriffe ist zum 

aktuellen Verfahrenszeitpunkt noch nicht geschehen. 

 

D – Masten / Technik 

49. Welche Masttypen sind vorgesehen? 

In der Regel plant TenneT Germany mit dem sogenannten Donaumast. Die schlussendlich 

verwendeten Masttypen können jedoch erst im Rahmen der Trassierung bestimmt werden, da sie 

insbesondere in dicht besiedelten Räumen von den Standardmasten abweichen können. 

Beispielsweise kann ein schmalerer, in der Regel aber auch höherer Tonnenmast genutzt werden. 

50. Welche Masthöhen wären zu erwarten? 

Standard-Donaumasten mit zwei Stromsystemen, wie sie aktuell bei der Energiewende-Leitung 

ChemDelta vorgesehen sind, haben in der Regel eine Höhe von 50 bis 60 Metern. Abhängig von den 

örtlichen Gegebenheiten können jedoch auch höhere Masten erforderlich werden, beispielsweise bei 

größeren Geländeunterschieden, Gewässerquerungen oder Waldüberspannungen. 

51. Welche maximale Masthöhe wäre im Bereich Hofschallern denkbar? 

Genaue Aussagen zur Maximalhöhe einzelner Masten können in der aktuellen Projektphase noch 

getroffen werden.  

52. Welche Mastabstände wären zu erwarten? 

In der Regel beträgt der Abstand zwischen zwei Masten 300 bis 450 Meter. 

53. Werden Masten im Hang erhöht stehen? 

In der Regel sind Masten in einer Hanglage höher, dies ist jedoch einzelfallabhängig und hängt von 

den individuellen lokalen Gegebenheiten ab. 

54. Gibt es gedachte Maststandorte? 

Zur Beurteilung der technischen Umsetzbarkeit eines Trassenkorridors sind interne technische 

Vorüberlegungen erforderlich. Diese dienen ausschließlich der Plausibilisierung der eingereichten 

Trassenkorridore und stellen keine Vorfestlegung auf konkrete Maststandorte dar. 

Innerhalb der derzeit untersuchten Trassenkorridore sind zahlreiche unterschiedliche 

Leitungsverläufe und damit auch zahlreiche unterschiedliche Maststandorte denkbar. Erst nach 

Abschluss der Raumverträglichkeitsprüfung und im Zuge der anschließenden Trassierung können 

belastbare Maststandorte entwickelt und bewertet werden. 

55. Gibt es Vorzugsstandorte? 



Stand 22.06.2026 

 

Seite 15 von 23 
 

Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung gibt es keine festgelegten Vorzugsstandorte für einzelne 

Masten. Die konkrete Mastplatzierung ist Bestandteil der nachfolgenden Trassierungsplanung. 

56. Welche Spannweiten wären zu erwarten? 

Die sogenannten Spannfelder – also die Abstände zwischen zwei Masten – liegen in der Regel bei 

etwa 300 bis 450 Metern. Abhängig von den örtlichen Gegebenheiten können jedoch auch größere 

oder kleinere Spannweiten erforderlich sein. 

57. Wie breit wäre die spätere Trasse? 

Die unteren Traversen bei einem Standard-Donaumast mit zwei Stromsystemen (siehe Frage 50) 

haben in der Regel eine Breite von circa 30 bis 35 Metern. Je nach Standort, den damit verbundenen 

Anforderungen sowie der endgültigen Mastgröße kann die Traversenbreite davon abweichen. 

58. Wie breit wäre der Schutzstreifen? 

Die genaue Breite des Schutzstreifens hängt von verschiedenen Faktoren ab, darunter dem Masttyp, 

der Masthöhe und der Spannfeldlänge. In der Regel beträgt sie 50 bis 60 Meter (mindestens 25 

Meter beidseitig der Trassenachse), sie kann aber auch breiter sein. Die genaue Breite des 

Schutzstreifens kann erst im Rahmen der späteren Trassierung bestimmt werden. 

59. Sind Nachtkennzeichnungen erforderlich? 

Aufgrund der zu erwartenden Größe der Masten und der Abstände zu den nächstgelegenen 

Flugplätzen sind voraussichtlich keine Nachtkennzeichnungen erforderlich. Eine abschließende 

Beurteilung ist jedoch erst nach der Feintrassierung möglich. 

60. Welche Sichtbarkeit ergibt sich nachts? 

Nach aktuellem Kenntnisstand sind keine zusätzlichen Beleuchtungen oder dauerhaften 

Nachtkennzeichnungen vorgesehen. Sollte sich im weiteren Verfahren aufgrund 

luftverkehrsrechtlicher Anforderungen etwas anderes ergeben, würde dies durch die zuständigen 

Behörden geprüft und festgelegt. 

 

E – Bauphase 

61. Wo verlaufen Baustraßen? 

Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung werden noch keine konkreten Baustraßen geplant. 

62. Welche Zufahrten werden genutzt? 

Zum gegenwärtigen Projektstand können noch keine Aussagen zu konkreten Zufahrten getroffen 

werden. 

63. Wo liegen Kranflächen? 

Die Standorte möglicher Kranflächen können erst nach Festlegung des konkreten Leitungsverlaufs 

bestimmt werden. 

64. Wo liegen Lagerflächen? 
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Die Standorte möglicher Lager- und Logistikflächen stehen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 

fest. 
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Nach Prüfung der bereits veröffentlichten Informationen, nachfolgend meine Fragen zur 

Infoveranstaltung von Tennet am 28.05.2026. 

Vorneweg gilt zu erwähnen, dass aktuell mehrere technisch und politisch wichtigen Punkte derzeit 

noch unklar oder widersprüchlich dokumentiert sind. Die Projektunterlagen sprechen einerseits von 

einem späteren Planfeststellungsverfahren ab etwa 2028. Im NEP-Projektblatt ist eine geplante 

Inbetriebnahme 2033 genannt. Die Pressemitteilung der Regierung formuliert dagegen „noch vor 

2035“. 

Das immer wieder zu hörende Argument "das ist jetzt erst eine Art Vorprüfung, da passiert jetzt noch 

nichts" ist für mich also nicht nachvollziehbar. 

Ich finde es wichtig, dass wir als Gemeinde uns mit den veröffentlichten Unterlagen ernsthaft 

auseinandersetzen, um uns in die Lage zu versetzen, uns im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten 

wehren zu können und zu zeigen, dass wir dazu auch bereit sind. 

 

Ergänzende Einordnung 

Die unterschiedlichen genannten Angaben zu Zeitpunkten stehen aus unserer Sicht in keinem 

Widerspruch zueinander. Infrastrukturvorhaben dieser Größenordnung können zeitliche Unschärfen 

haben. Wir streben einen Beginn des Planfeststellungsverfahrens ab 2028 und einen Baubeginn der 

Freileitung ab 2030 an. Die Raumverträglichkeitsprüfung (RVP) ist ein früher, aber wichtiger formeller 

Verfahrensschritt. In der RVP prüft die Regierung von Oberbayern als zuständige 

Landesplanungsbehörde unter anderem, ob die vorgeschlagenen Trassenkorridore mit Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung vereinbar sind (u. a. Natur & Landschaft, Siedlungsentwicklung, 

Landwirtschaft, Wirtschaft, Verkehr, Immissionsschutz). Ein konkreter Leitungsverlauf oder genaue 

Maststandorte werden hier noch nicht festgelegt.   

Am Ende der RVP steht die landesplanerische Beurteilung, mit der die eingereichten Korridore als 

raumverträglich, raumverträglich unter Maßgaben oder nicht raumverträglich eingestuft werden 

können. Diese Beurteilung ist nicht rechtsverbindlich, hat aber maßgeblichen Einfluss auf die 

Planungen. Eine rechtsverbindliche Entscheidung über den Leitungsverlauf ist einem späteren 

Planfeststellungsverfahren vorbehalten, das voraussichtlich 2028 beginnen wird. 

Die anschließende Trassierung sowie das spätere Planfeststellungsverfahren dienen der konkreten 

technischen Ausplanung. Erst dort werden unter anderem Maststandorte, Bauflächen, Zuwegungen, 

Schutzgutprüfungen und konkrete Betroffenheiten detailliert untersucht. 

 

• Welche konkrete fachliche Begründung gibt es dafür, eine grünhaltige Variante 

weiterzuverfolgen, obwohl die Natura-2000-Vorprüfung für diese Varianten bereits Zweifel an der 

Verträglichkeit festhält? 

Für alle untersuchten Varianten sind auf Ebene der Natura 2000-Vorprüfungen für das SPA-Gebiet 

7744-471 erhebliche Beeinträchtigungen zu erwarten. Da die Varianten nur wenige Hundertmeter 

voneinander entfernt liegen, gibt es nur geringe Unterschiede zwischen den Varianten. Die Varianten 

„rot-grün-schwarz“, “rot-grün-violett” und „rot-grün-magenta“ verlaufen außerhalb des SPA-Gebiets 

7744-471. Bei diesen Varianten werden voraussichtlich weniger Vogelarten betroffen sein (Arten mit 

geringen Aktionsräumen, vgl. Kap. 5.1 Unterlage C). 
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• Warum wird rot–grün noch ernsthaft betrachtet, obwohl die Unterlage C für das SPA 7744-471 

erhebliche Beeinträchtigungen nicht ausschließen kann und sogar die 

Abweichungsvoraussetzungen nach § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG anspricht?  

Bei dieser Variante werden voraussichtlich weniger Vogelarten betroffen sein (Arten mit geringen 

Aktionsräumen, vgl. Kap. 5.1 Unterlage C). Die Tatsache, dass erhebliche Beeinträchtigungen auf 

Ebene der Vorprüfung nicht ausgeschlossen werden können, bedeutet noch nicht automatisch, dass 

eine Variante in der RVP nicht weiter betrachtet werden darf.  

Die Bewertung der Natura-2000-Verträglichkeit des Vorhabens erfolgt im Rahmen der gesetzlichen 

Vorgaben im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren. Eine abschließende Beurteilung ist auf 

Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung noch nicht möglich. 

• Hier könnte für die Hofschallerner Trasse nachteilig sein, dass das Natur-/Vogelschutzgebiet am 

Wasserkraftwerk endet, was ich bereits vor Jahren kritisiert und bei der unteren 

Naturschutzbehörde angemerkt habe. Gerade in diesem Bereich wurde durch die Anlage der 

Fischtreppe und vieler Weiterer Biotope Lebensraum für Flora und Fauna geschaffen. 

Vielen Dank für den Hinweis. Hinweise zu örtlichen Gegebenheiten, Biotopentwicklungen oder 

naturschutzfachlich relevanten Beobachtungen können im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung bei 

der Regierung von Oberbayern eingebracht werden und fließen dort in die Bewertung ein. 

• Diese Investitionen hätte man sich sparen können, wenn das Gebiet nun mit einer 380 kv Leitung 

überspannt wird. 

Wir verstehen den Hinweis. Die Planung einer Höchstspannungsleitung bedeutet jedoch nicht 

automatisch, dass vorhandene ökologische Aufwertungen entwertet werden. Ob und in welchem 

Umfang konkrete Beeinträchtigungen entstehen, hängt vom späteren Leitungsverlauf, den 

Maststandorten und der technischen Ausführung ab. Diese Details stehen zum jetzigen Zeitpunkt 

noch nicht fest. 

• Welche artspezifischen Kollisionsanalysen liegen für die grünhaltigen Varianten bereits vor, und 

wann werden diese brutplatz- und jahreszeitenscharf veröffentlicht? Jedes Jahr brüten dort z.B. 

Kiebitze. 

Vertiefte faunistische Untersuchungen erfolgen in Vorbereitung auf das Planfeststellungsverfahren. 

Die hierfür erforderlichen Kartierungen werden nach anerkannten Methodenstandards durchgeführt 

und mit den zuständigen Naturschutzbehörden abgestimmt. 

• Welche Rolle spielen im Bereich der grünen Trasse konkret Schwarzspecht, höhlengebundene 

Arten und Fledermausquartiere, wenn die ASE selbst einräumt, dass potenzielle Quartierverluste 

noch nicht genau bestimmbar sind?  

Auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung können potenzielle Quartierverluste noch nicht 

abschließend bestimmt werden, da hierfür ein konkreter Leitungsverlauf, Maststandorte, 

Arbeitsflächen und mögliche Gehölzeingriffe bekannt sein müssen. Diese Prüfung erfolgt im Zuge der 

weiteren Planung und des Planfeststellungsverfahrens. 

• Welche Nachkartierungen sind 2026/2027 noch geplant, in welchen Jahreszeiten, und nach 

welchen Methoden? 
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Nach aktuellem Zeitplan sind Kartierungen in den Jahren 2026 und 2027 vorgesehen. Es handelt sich 

um Kartierungen um Biotop- und Nutzungstypen sowie Fauna- und Vegetationskartierungen in 

Vorbereitung auf das spätere Planfeststellungsverfahren. 

Die Kartierungen erfolgen nach anerkannten Methodenstandards und in Abstimmung mit den 

zuständigen Naturschutzbehörden. Soweit erforderlich, werden Betretungen und Kartierungen 

ortsüblich bekannt gemacht. 

• Werden Bürgernachweise aus dem Raum Stammham/Hofschallern zu Brutvögeln, Fledermäusen, 

Amphibien, Biberspuren oder Höhlenbäumen offiziell entgegengenommen und in die weitere 

Planung eingespeist? Wenn ja: in welcher Form? --> Das sollten wir dann auch veröffentlichen, 

dass alle Bürger Nachweise dokumentieren können. 

Die für die Genehmigung erforderlichen Kartierungen werden im Auftrag der Vorhabenträgerin durch 

fachkundige Gutachterinnen und Gutachter durchgeführt. 

Zusätzliche Hinweise aus der Bevölkerung können im Rahmen der formellen 

Öffentlichkeitsbeteiligung eingebracht werden. Wichtig sind dabei möglichst genaue Angaben zu Art, 

Ort, Datum und Uhrzeit der Beobachtung sowie, sofern vorhanden, Fotos oder sonstige Nachweise. 

Diese Hinweise können zunächst bei der Regierung von Oberbayern im Rahmen der 

Raumverträglichkeitsprüfung bis 01.07.2026 eingereicht werden. Zu einem späteren Zeitpunkt ist 

auch eine öffentliche Beteiligung im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens vorgesehen. 

• Einen Nachweis zum Schwarzspecht habe ich bereits mit Zeit- und Datumssignatur in Bild- und 

Videoform dokumentiert. Da sich Schwarzspechte zur Brutzeit nicht weit von ihrem Nest 

entfernen, ist der Nachweis m. E. Sogar sehr stichhaltig. 

Vielen Dank für den Hinweis. Solche Nachweise können im Rahmen der laufenden 

Öffentlichkeitsbeteiligung formell bei der Regierung von Oberbayern eingereicht werden. 

• Wie wird sichergestellt, dass im PFV nicht mit pauschalen Korridorannahmen gearbeitet wird, 

sondern mit einer mastscharfen Prüfung für Wohnhäuser, Wege, Zufahrten und Schutzgüter? 

Das Planfeststellungsverfahren unterscheidet sich deutlich von der Raumverträglichkeitsprüfung. 

Während die RVP-Trassenkorridore auf überörtlicher Ebene bewertetwerden, wird im 

Planfeststellungsverfahren zwingend ein konkreter Leitungsverlauf mit Maststandorten, 

Schutzstreifen, Zuwegungen, Arbeitsflächen und weiteren technischen Details geprüft. 

Für das Planfeststellungsverfahren müssen die erforderlichen Nachweise deutlich detaillierter 

erbracht werden. Dazu gehören auch Untersuchungen zu Immissionen, Umweltbelangen, 

Bauflächen, Zuwegungen und konkreten Grundstücksbetroffenheiten. 

• Welche wohngebäudescharfen Aussagen zu Bauverkehr, Baulärm, Baustellenbeleuchtung und 

Erschütterungen gibt es bereits heute für die grünhaltigen Varianten? 

Solche wohngebäudescharfen Aussagen sind auf Ebene der Raumverträglichkeitsprüfung noch nicht 

möglich. Bauverkehr, Baulärm, Baustellenbeleuchtung und Erschütterungen hängen vom konkreten 

Leitungsverlauf, den Maststandorten, den Bauflächen und den Zufahrten ab. 

Diese Details werden erst in den nachfolgenden Planungsphasen und im Planfeststellungsverfahren 

untersucht. 
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• Welche verbindlichen Mindestabstände zur späteren Leitungsachse oder zu Maststandorten 

sagen Sie im Bereich Am Berg 3, Hauptstraße 16a, Hauptstraße 17, Wiesenstraße 10 und 

Marktler Straße 28 in Hofschallern zu? Auf Grund der herausfordernden Topographie im 

"Stammhamer Holz" ist es schwer nachvollziehbar, dass man sich dazu noch keine Gedanken 

gemacht hat. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt können keine verbindlichen Abstände zu einzelnen Gebäuden 

zugesagt werden, da weder ein Vorzugskorridor noch ein konkreter Leitungsverlauf oder 

Maststandorte feststehen. 

Grundsätzlich gilt: Ein späterer Leitungsverlauf muss alle gesetzlichen Anforderungen einhalten. Dazu 

zählen insbesondere die Grenzwerte für elektrische und magnetische Felder sowie die 

Anforderungen des Immissionsschutzes. Ein Leitungsverlauf, der diese Anforderungen nicht erfüllt, 

wäre nicht genehmigungsfähig. 

• Welche Mastabstände zu Wohnnutzungen und welche Maststandorte werden für die grünen 

Varianten derzeit intern als realistisch angenommen? 

Aktuell können noch keine Aussagen zu den Abständen zur Wohnbebauung getroffen werden, da 

sich diese erst als Teil der Feintrassierung ergeben. Der Mindestabstand zur Wohnbebauung ergibt 

sich aus der verpflichtenden Einhaltung aller gesetzlichen Grenzwerte, insbesondere der Grenzwerte 

für elektromagnetische Felder und Schallimmissionen.  

In der Raumverträglichkeitsprüfung prüft die Regierung von Oberbayern als zuständige 

Landesplanungsbehörde unter anderem, ob die vorgeschlagenen Trassenkorridore mit Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung vereinbar sind. Eine rechtsverbindliche Entscheidung über den 

Leitungsverlauf, inklusive konkreten Maststandorten, ist einem späteren Planfeststellungsverfahren 

vorbehalten, das voraussichtlich 2028 beginnen wird. 

• Wie werden landwirtschaftliche Erschließung, Drainagen, Hofzufahrten, Wendevorgänge und 

Bewirtschaftungserschwernisse im Raum Stammham bewertet und entschädigungsseitig 

behandelt? 

Diese Themen können erst auf Grundlage eines konkreten Leitungsverlaufs belastbar bewertet 

werden. Landwirtschaftliche Erschließungen, Drainagen, Hofzufahrten, Wendevorgänge und 

mögliche Bewirtschaftungserschwernisse werden im Rahmen der weiteren Planung und des 

Planfeststellungsverfahrens berücksichtigt. Über konkrete Entschädigungen können wir aktuell noch 

keine Aussagen treffen. 

• Welche Alternativprüfung wurde zwischen rot–grün–schwarz, rot–grün–violett und rot–gelb–

türkis–blau vorgenommen, und welche Kriterien wurden dabei wie gewichtet? 

Die Raumverträglichkeitsprüfung dient nicht dazu, vorab eine Rangfolge der Varianten durch die 

Vorhabenträgerin festzulegen. Die eingereichten Korridore werden durch die Regierung von 

Oberbayern auf ihre Raumverträglichkeit geprüft. 

• Warum ist aus Sicht der Vorhabenträgerin eine Variante mit geringerem rechtlichen 

Anfechtungsrisiko nicht vorzugswürdig? 

Grundsätzlich muss TenneT Germany eine genehmigungsfähige, technisch umsetzbare und 

raumverträgliche Lösung erarbeiten. Der Untersuchungsraum ist aus Planungssicht sehr 

anspruchsvoll. Neben Wohnumfeldschutz sind unter anderem Natur- und Artenschutz, Wald, 



Stand 22.06.2026 

 

Seite 21 von 23 
 

Landwirtschaft, Gewässer, technische Umsetzbarkeit, Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit 

zu berücksichtigen. 

Eine Variante ist daher nicht allein deshalb vorzugswürdig, weil sie in einem einzelnen Belang 

möglicherweise günstiger erscheint. Entscheidend ist die Gesamtabwägung aller relevanten Belange. 

• Welche wasserrechtlichen Annahmen bestehen für Maststandorte, Seilzugflächen und 

Baustraßen in den Inn-nahen bzw. überschwemmungsrelevanten Bereichen? 

Wasserrechtliche Belange, Überschwemmungsgebiete und Gewässernähen werden im weiteren 

Verfahren berücksichtigt. Konkrete wasserrechtliche Prüfungen erfolgen auf Grundlage der späteren 

Trassierung und der Bauflächenplanung im Planfeststellungsverfahren. 

• Welche Auswirkungen hat die Leitung auf den Mensch? 

Konkrete Auswirkungen auf z. B. einzelne Wohngebäude können erst im weiteren Verfahren auf 

Grundlage einer konkreten Trassierung ermittelt werden. 

• Welche Auswirkungen haben diese Leitungen auf die Natur und Landschaftsschutz? 

Konkrete Auswirkungen auf Natur und Landschaft können erst im weiteren Verfahren auf Grundlage 

einer konkreten Trassierung ermittelt werden. 

• Sind Schutzgebiete betroffen (sicherlich an Berg und Au) 

Die Betroffenheit von Schutzgebieten wird in den Raumverträglichkeitsunterlagen, in Unterlage A, 

Kapitel 6.8., dargestellt. 

• Welche Auswirkung hat die Leitung auf die Tier- und Pflanzenwelt, wo ja hier viele selten 

Vogelarten und z.B. Fledermäuse sind. 

Siehe Unterlage A Kapitel 7. Vertiefte artenschutzfachliche Untersuchungen erfolgen in Vorbereitung 

auf das Planfeststellungsverfahren.  

• Wie hoch ist die elektromagnetische Belastung? 

Eine genaue Aussage ist erst ab dem Vorliegen eines konkreten Maststandorts möglich. 

In Deutschland gelten für elektrische und magnetische Felder gesetzliche Grenzwerte. Diese 

Grenzwerte liegen um den Faktor fünf bis 50 unter den Werten, bei denen laut wissenschaftlichem 

Forschungsstand mögliche Wirkungen auftreten könnten. Für niederfrequente Felder legt die 26. 

Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (kurz: 26. BImSchV) bei der magnetischen 

Flussdichte 100 Mikrotesla und bei der elektrischen Feldstärke 5 kV/m als Grenzwert fest. Die 

Einhaltung dieser Grenzwerte an der nächsten Wohnbebauung muss sichergestellt werden (siehe 

folgende Fragen zum Mindestabstand). TenneT unterschreitet diese Grenzwerte zumeist um ein 

Vielfaches. 

• Wie hoch sind die Lärmemissionen? 

Die genaue Höhe möglicher Schallimmissionen kann erst nach Festlegung eines konkreten 

Leitungsverlaufs und der Maststandorte berechnet werden. 

Grundsätzlich entstehen bei Höchstspannungsfreileitungen vor allem Geräusche durch sogenannte 

Koronaentladungen. Diese treten nach aktuellem Stand der Technik in relevantem Umfang 
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insbesondere bei Niederschlag (Regen oder Schnee) sowie bei feuchter Witterung auf. Bei trockenem 

Wetter sind die Geräusche in der Regel nicht oder nur kaum wahrnehmbar. 

Für die spätere Trasse müssen die Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 

Lärm) eingehalten werden. Die Einhaltung der geltenden Grenzwerte wird im Rahmen des 

Planfeststellungsverfahrens für den konkreten Leitungsverlauf nachgewiesen und von der 

zuständigen Genehmigungsbehörde geprüft. 

Ein Leitungsverlauf, bei dem die einschlägigen immissionsschutzrechtlichen Anforderungen nicht 

eingehalten werden können, ist nicht genehmigungsfähig. 

• Gibt es visuelle Beeinträchtigungen? 

Aufgrund der für einen sicheren Betrieb notwendigen Höhe lässt sich die Sichtbarkeit einer 380-kV-

Freileitung nicht verhindern. In der Raumverträglichkeitsprüfung wird jedoch beispielsweise auch 

geprüft, welche potenziellen visuellen Auswirkungen die einzelnen Trassenkorridorvarianten auf die 

Region haben könnten. 

• Wie groß ist der Mindestabstand zur Wohnbebauung geplant? 

Aktuell können noch keine Aussagen zu den Abständen zur Wohnbebauung getroffen werden, da 

sich diese erst als Teil der Feintrassierung ergeben. Der Mindestabstand zur Wohnbebauung ergibt 

sich aus der verpflichtenden Einhaltung aller gesetzlichen Grenzwerte, insbesondere der Grenzwerte 

für elektromagnetische Felder und Schallimmissionen.  

• Wie groß muss der Mindestabstand gesetzlich sein? 

Es gibt keinen Mindestabstand im Sinne einer fixen Meterangabe. Der Abstand ergibt sich aus der 

Einhaltung aller gesetzlicher Grenzwerte. Die Technische Anleitung zum Schutz vor Lärm legt z.B. 

verschiedene Grenzwerte für Lärm fest, je nach Empfindlichkeit des Umfeldes der 

Schallemissionsquelle (hier: den Leiterseilen oder dem UW). Ein weiteres wichtiges Kriterium ist die 

Einhaltung der gültigen Grenzwerte für elektrische und magnetische Felder (EMF). EMF nehmen mit 

zunehmendem Abstand von der Emissionsquelle (den Leiterseilen) exponentiell ab. Allein die 

Masthöhe bietet ausreichenden Schutz vor EMF. Die gesetzlich festgeschriebenen Grenzwerte für 

EMF werden direkt unterhalb der Leitung – gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden – bereits 

deutlich unterschritten. Die Einhaltung aller Grenzwerte wird im Genehmigungsverfahren sorgfältig 

geprüft und muss ggf. durch Änderungen sichergestellt werden. Zudem wird Wohnbebauung 

grundsätzlich nicht überspannt. 

• Gibt es Wertminderungen für Betroffene? 

Ob und in welchem Umfang eine Höchstspannungsleitung Auswirkungen auf den Verkehrswert von 

Grundstücken oder Immobilien hat, lässt sich nicht pauschal beantworten und hängt stets vom 

jeweiligen Einzelfall ab. 

• Wurden Erdverkabelungen geprüft und wenn ja warum wurde sich gegen diese entschieden? 

Die Energiewende-Leitung ChemDelta ist als 380-kV-Wechselstromleitung geplant. Das 

Energiewirtschaftsgesetz schreibt eine möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, 

effiziente und umweltverträgliche Energieversorgung vor. Daher sieht der Gesetzgeber für derartige 

Vorhaben in Deutschland grundsätzlich die Freileitung als Regelfall vor. 



Stand 22.06.2026 

 

Seite 23 von 23 
 

Der abschnittsweise Einsatz von Erdkabeln bei 380-kV-Wechselstromleitungen ist nach geltendem 

Recht nur im Rahmen ausdrücklich gesetzlich festgelegter Pilotvorhaben zulässig. Hierfür muss ein 

Vorhaben durch den Gesetzgeber entsprechend gekennzeichnet werden. Die Energiewende-Leitung 

ChemDelta gehört nicht zu diesen Pilotvorhaben. 

Unabhängig davon sprechen aus Sicht der Vorhabenträgerin weitere Gründe für eine Freileitung. 

Freileitungen verfügen über eine hohe Übertragungsleistung, können vergleichsweise schnell 

errichtet werden und sind über ihren gesamten Lebenszyklus deutlich wirtschaftlicher als Erdkabel. 

Die Mehrkosten eines Erdkabels würden über die Netzentgelte letztlich von den 

Stromverbraucherinnen und Stromverbrauchern getragen. 

Hinzu kommt, dass Höchstspannungs-Erdkabel im Wechselstrombereich bislang nur in wenigen 

Pilotprojekten erprobt werden. Freileitungen verfügen demgegenüber über jahrzehntelange 

Betriebserfahrung. Störungen an Erdkabeln treten zwar selten auf, können im Schadensfall jedoch 

deutlich aufwändigere Ortungs- und Reparaturmaßnahmen erfordern. Gerade mit Blick auf die 

Versorgungssicherheit eines energieintensiven Industriestandorts wie des Bayerischen 

Chemiedreiecks spielt die schnelle Verfügbarkeit der Netzinfrastruktur eine wichtige Rolle. 

• Welche der in Planung befindlichen Leitung wird von der TenneT bevorzugt? 

Aktuell werden alle bislang identifizierten „Trassenkorridorvarianten“ gleichwertig betrachtet und 

von der Regierung von Oberbayern unabhängig voneinander auf ihre Raumverträglichkeit geprüft. 

Eine finale Festlegung auf einen Korridor hat noch nicht stattgefunden. Zudem weisen die 

Trassenkorridorvarianten unterschiedliche Vorzüge auf, die bei der späteren Auswahl des 

Vorzugskorridors berücksichtigt werden müssen. 

• Nach welchen Kriterien wird entschieden? 

Die Festlegung auf einen Korridor erfolgt unter Abwägung und Berücksichtigung aller planerischen, 

technischen und rechtlichen Einflussfaktoren, die bislang bekannt sind.  

• Wann soll diese Maßnahme durchgeführt werden. 

Die Festlegung auf eine Korridorvariante muss im Laufe dieses Jahres erfolgen, um das Ziel einer 

Inbetriebnahme deutlich vor 2035 erreichen zu können. 

• Gibt es aktuell ein oder mehrere Gerichtverfahren wegen den geplanten Trassen? 

Aktuell gibt es keine Gerichtsverfahren gegen die geplante Energiewende-Leitung ChemDelta. Eine 

Klage gegen das Leitungsvorhaben ist erst nach Erhalt des Planfeststellungsbeschlusses möglich. 

 


